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Beratung: 
 
Bewertungsgrundlagen für die Umstellung Doppik 

 
 

Im Zuge der Umstellung des Haushaltswesens auf das Neue Kommunale 
Rechnungswesen ist es für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz gem. §§ 54 bis 55 
GemHVO-Doppik S.-H. erforderlich, das gesamte Vermögen, die Forderungen und 

Verbindlichkeiten des Amtes Büchen und den amtsangehörigen Gemeinden zu 
erfassen und zu bewerten.  

Grundlage für die Erfassung und Bewertung des Vermögens sind die Regelungen 

der GemHVO-Doppik S.-H. Um eine weitgehend einheitliche Erfassung und 
Bewertung des Vermögens und deren Schulden im Land Schleswig-Holstein zu 

gewährleisten, wurde vom Innovationsring Schleswig-Holstein eine 
Handlungsempfehlung zur Vermögenserfassung und Bewertung herausgegeben. 
Basierend auf der GemHVO-Doppik S.-H. vom 30.08.2012, zuletzt geändert durch 

Verordnung vom 02.12.2014 wird eine Bewertungsrichtlinie und Inventurrichtlinie für 
das Amt Büchen und den amtsangehörigen Gemeinden erlassen. 

Die Inventurrichtlinie ist die Grundlage für die Durchführung von Inventuren und für 
die Aufstellung von Inventaren. Die Inventurrichtlinie stellt sicher, dass das 
Vermögen und die Verbindlichkeiten ordnungsgemäß erfasst, einheitlich im Inventar 

abgebildet und nach gleichen Bewertungskriterien bewertet werden. 

Die Bewertungsrichtlinie gilt lediglich für die Aufstellung der Eröffnungsbilanzen zum 

01.01.2024. Die ab dem Haushaltsjahr 2024 bestehenden Geschäftsvorfälle sind 
nach der Aktivierungsrichtlinie zu verarbeiten. 

In Schleswig-Holstein ist der Umgang mit Rechnungsabgrenzungsposten im § 49 GemHVO-

Doppik S.-H. geregelt. Grundsätzlich wird aus verwaltungsökonomischer Sicht und aufgrund 

der Tatsache, dass bei der Umstellung auf die Doppik ein erhöhter Verwaltungsaufwand 

anfällt- die Festsetzung einer Wertgrenze für die Rechnungsabgrenzung im Zuge der 

Umstellung von der Kameralistik auf die Doppik für vertretbar gehalten. Der Argumentation 

des BFH folgend, wäre eine Bagatellgrenze bei 500 € in Anlehnung an   § 38 Abs. 4 

GemHVO-Doppik denkbar. 

 



 

 

 

 
 

 
Beschlussempfehlung: 

Der Amtsausschuss Büchen beschließt die Bewertungsrichtlinie und die 
Inventurrichtlinie zur Bewertung und Erfassung des kommunalen Vermögens und 
den Schulden im Rahmen der Einführung des neuen Haushalts- und 

Rechnungswesens sowie dass der Auffassung des BFH gefolgt wird und legt eine 
Wertgrenze für Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von 500,00 EUR fest. 
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